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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über die Statistik der 
Straßen in den Gemeinden 1966 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 281. Sitzung am 9. April 1965 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Entwurf eines Gesetzes über die Statistik der Straßen 
in den Gemeinden 1966 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 

§ 1 

(1) Im Geltungsbereich dieses Gesetzes wird eine 
Bundesstatistik der Straßen nach dem Stande vom 

1. Januar 1966 durchgeführt. 

(2) Straßen im Sinne dieses Gesetzes sind die 
dem öffentlichen Verkehr mit Kraftfahrzeugen die- 
nenden Straßen mit Ausnahme der Bundesfern- 
straßen, der Landstraßen I. Ordnung (Staats-, Land- 
oder Landesstraßen) und Landstraßen II. Ordnung 
(Kreisstraßen). 

§ 2 

Erfaßt werden 

1. die Längen und Fahrbahnbreiten der Straßen, 
getrennt nach Straßen- und Deckenarten; 

2. die Brücken im Zuge der Straßen, getrennt 
nach Straßenarten, mit Angaben der Bauart 
und der lichten Weite sowie der Baukosten 
der seit dem 1. Januar 1950 neu erbauten 
oder nach Kriegszerstörung wieder aufgebau- 


ten Brücken; Baukosten für die Fahrbahn 
und die Rampen sind gesondert anzugeben; 

3. in Gemeinden mit 20000 und mehr Einwohnern 
die Öffentlichen Parkeinrichtungen nach Art, 
Gesamtfläche und Zahl der Stellplätze. 


§ 3 

Auskunftspflichtig zu § 2 Nr. 1 und 2 sind die 
Träger der Straßenbaulast oder die sonstigen Unter- 
haltungspflichtigen, zu § 2 Nr. 3 die Gemeinden. 


§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines I 

Seit Bestehen der Bundesrepubilk sind zwei Stati- 
stiken der Gemeindestraßen in den Jahren 1956 
und 1961 veranstaltet worden. Sie erbrachten den 
Nachweis über den Umfang der Gemeindestraßen 
und ermöglichten einen wertvollen Überblick über 
die Veränderung der Netzlängen und des Ausbau- 
zustandes in der abgelaufenen Zeit. Für die einzel- 
nen Gemeinden, aber auch die Kreise, die Länder 
und den Bund sowie für die Straßenbaupolitik im 
allgemeinen sind die Daten der beiden Statistiken 
von großer Bedeutung gewesen. Rechtsgrundlage 
für die Erhebungen waren die nach § 6 Abs. 2 des 
Gesetzes über die Statistik für Bundeszwocke vom 
3. September 1953 (BGBl. I S. 1314) ergangenen 
Verordnungen der Bundesregierung vom 15. Sep- 
tember 1957 (BAnz. Nr. 180 vom 19. September 
1957) und vom 16. Dezember 1960 (BAnz. Nr. 247 
vom 22. Dezember 1960). 

Der Gesetzentwurf sieht vor, daß wiederum 5 Jahre 
nach der letzten Erhebung eine neue Statistik der 
Straßen der Gemeinden zum 1. Januar 1966 durch- 
geführt wird. 

Die Statistik wird für Bundeszwecke benötigt. Im 
Hinblick auf die zu lösenden wichtigen Verkehrs- 
probleme ist es notwendig, einheitliche Angaben 
über den Stand und die Entwicklung aller Straßen in 
der Bundesrepublik zu erhalten. Die Bedeutung 
einer Verbesserung der gemeindlichen Verkehrs- 
verhältnisse kommt besonders in dem Bericht der 
Kommission zur Untersuchung von Maßnahmen zur 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Ge- 
meinden nach dem Gesetz vom 1. August 1961 
(BGBl. I S. 1109) zum Ausdruck (Drucksache 
IV/2661). Für die auf Grund dieses Berichtes anzu- 
stellenden weiteren Überlegungen müssen auch ge- 
naue Zahlen neuen Datums über die Straßen in den 
Gemeinden zur Hand sein. Exakte Unterlagen sind 
bei den zunehmenden Veränderungen in dem 
Straßenbestand infolge des erheblichen Neu- und 
Ausbaues in den letzten Jahren nur durch eine 
statistische Gesamterhebung zu gewinnen. Stich- 
proben und nur regional ermittelte Angaben kön- 
nen wegen der damit verbundenen Fehlerquellen 
keine zutreffenden Daten und damit kein genaues 
Gesamtbild liefern. Die Angaben über das über- 
örtliche Straßennetz (Bundesfernstraßen, Land- 
straßen I. O. und IT. O.) werden zum gleichen Zeit- 
punkt im Wege der Geschäftsstatistik ermittelt. 
Damit entsteht ein Gesamtüberblick über alle 
Straßen. 

über dieses bedeutende innerdeutsche Interesse 
hinaus ist die Statistik zum 1. Januar 1966 im Hin- 
blick auf die Entscheidung des Rates der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 22. Juni 1964 
über die Durchführung einer Enquete über die 


I Wegekosten (Nr. 64/389/EWG, Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften vom 29. Juni 1964, 
S. 1598/64) notwendig geworden. 

Nach Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe a der genannten 
Entscheidung sind „die gesamten Kosten der Ver- 
kehrswege" zu ermitteln. Dazu müssen mindestens 
die äußeren Daten über die Verkehrswege und 
ihre dazugehörigen Anlagen bekannt sein. Nach 
Artikel 2 Abs. 2 bezieht sieb die Enquete auf die 
Daten für das Jahr 1966. Nach Artikel 5 erlassen die 
Mitgliedstaaten rechtzeitig alle für die Vorbereitung 
und Durchführung der Enquete erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften. Die mehr- 
jährigen Erörterungen und Beschlüsse in den Ar- 
beitsgruppen der von den Regierungen der Mit- 
gliedstaaten entsandten Sachverständigen haben er- 
geben, daß in allen sechs Ländern der EWG eine 
Bestandsaufnahme sämtlicher dem Kraftverkehr 
dienenden Straßen und zugehörigen Anlagen not- 
wendig ist. 

Die Bundesregierung wird nach der neuen Bestands- 
aufnahme wiederum in der Lage sein, bei den ver- 
schiedenartigen internationalen Verhandlungen auf 
dem Gebiete des Straßenbaues, des Straßenver- 
kehrs, der Verkehrsstatistik und im Kreise der Euro- 
päischen Wirtschaftskommission (ECE), der Konfe- 
renz der Europäischen Verkehrsminister (CEMT) 
und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) die deutschen Interessen an Hand einwand- 
freier Unterlagen zu vertreten und sich am inter- 
nationalen Erfahrungsaustausch mit so vollständi- 
gen Beiträgen zu beteiligen, wie sie von allen 
Partnern erwartet und von den maßgeblichen Län- 
dern bereits erbracht werden. Es wäre vor allem 
nicht vertretbar, eine Wegekostenrechnung für 1966 
auf Grund bereits veralteter, seit dem 1. Januar 1961 
erheblich veränderter Daten durchzuführen. Die 
Verwendung der Statistik für diesen Zweck macht 
auch eine gewisse Erweiterung der statistischen 
Erhebung nötig. Es ist vorgesehen, zum 1. Januar 
1966 aus Anlaß der Wegekostenrechnung auch die 
Brücken im Zuge der Gemeindestraßen zu erfragen. 
Die Erfassung der im Entwurf vorgesehenen An- 
lagen ist das Mindesterfordernis der Wegekosten- 
rechnung. Ohne sie wäre die vom. Rat der EWG 
beschlossene Enquete nicht zu verwirklichen. 

Die Statistik der Straßen in den Gemeinden ist so- 
mit zur Erfüllung von Bundeszwecken notwendig. 
Sie erfaßt keinen unbeschränkten Personenkreis, 
sondern wendet sich nur an die Träger der Straßen- 
baulast, die sonstigen Unterhaltungspflichtigen und 
die Gemeinden. 

Als Stichtag für die Statistik ist der 1. Januar 1966 
gewählt worden. Dieser Zeitpunkt, fünf Jahre nach 
der letzten Gemeindestraßenstatistik, ist notwendig, 
weil Vergleiche von Zahlenreihen nur dann zu ge- 
1 nauen Erkenntnissen führen, wenn die Erhebungen 
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in gleichen Zeitabstanden vorgenommen werden. 
Da die Geschäftsstatistik für die ül)erörtlichen 
Straßen zum gleichen Zeitpunkt durchgeführt wird, 
werden durch die Gleichzeitigkeit beider Erhebun- 
gen Überschneidungen, Doppelzählungen und son- 
stige Fehlerquellen vermieden. Dieser Termin ge- 
währleistet auch, daß die Ergebnisse der Statistik 
für die von der EWG veranlaßte Enquete über die 
Wegekosten zur Verfügung stehen. Das Ergebnis 
der Enquete ist nach Artikel 6 der obengenannten 
Entscheidung des Rates bis spätestens zum 31. De- 
zember 1967 der Kommission mitzuteilen. Für di(^ 
Aufarbeitung und Auswertung des gewonnenen 
statistischen Materials und für die Berechnung der 
daraus abzuleitenden Wegekosten werden mit 
Sicherheit die Jahre 1966 und 1967 benötigt werden. 

Die voraussichtlichen Kosten der Statistik werden 
sich auf etwa 590 000 DM belaufen. Davon entfallen 
ungefähr 42 000 DM auf den Bund und etwa 
548 000 DM auf die Länder. Von dem Gesamtbe- 
trag werden etwa 500 000 DM für Personalkosten 
und ungefähr 90 000 DM für Sachkosten aufgewen- 
det werden. 


B. Im Besonderen 

Zu § 1 Abs. 1 

Als Stichtag ist der 1. Januar 1966 gewählt wordene. 
Die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit dieses 
Stichtages wurde bereits im allgemeinen Teil der 
Begründung dargelegt. 

Zu § 1 Abs. 2 

Wie in den Gemeindestraßenstatistiken von 1956 
und 1961 sollen nur die dem öffentlichen Kraltfahr- 
zeugverkehr dienenden Straßen in den Gemeinden 
und gemeindefreien Gebieten erfaßt werden, Zu den 
Straßen im Sinne dieses Gesetzes rechnen auch 
die verhältnismäßig wmnigen, nicht zum überört- 
lichen Straßennetz gehörenden Straßen von Ge- 
meindeverbänden (insbesondere Kreisstraßen, die 
nicht in die Straßen Verzeichnisse der Landstraßen 
II. Ordnung eingetragen sind) und ferner die Privat- 
straßen, soweit sie dem öffentlichen Verkcüir mit 
Kraftfahrzeugen offenstehen, über die l)ei den Ge- 
meindestraßenstatistiken 1956 und 1961 erfaßten 
Ortsdurchfahrten von Bundesstraßen, Landstraßen 
I. Ordnung (Landesstraßen) und Landstraßen II. Ord- 


nung (Kreisstraßen) werden keine Angaben mehr 
verlangt, da si(' in den Geschäftsstatistiken der 
Straßenluiu Verwaltungen erhoben werden. 

Zu § 2 Nr. 1 

I Der Umfang der Statistik ist der gleiche wie in der 
Verordnung vom 16. Dezember 1960. 

Zu § 2 Nr. 2 

Neu ist die Erhebung von Daten über die Brücken, 
die mit Rücksic’nt auf ihren hohen Anlagewert er- 
faßt w^erden müssen. Sie dürfen deswu^gen in der 
' Kostenrechnung nicht übergangen werden, über 
Zahl, y\rt und Größe gemeindlicher Brücken beste- 
hen zur /teil keine Vorstellungen. Um eine Bewer- 
I tungsgrundlage zu erhalten, ist es für die Kosten- 
I rechnung vorteilhaft, auch die Baukosten der seit 
dem 1. Janimr 1950 gebauten Brücken zu erfragen. 

, Die entsprechenden Unterlagen sind in den Gemein- 
d(ui vorlianchm, wie die Biinclesvereinigung der 
kommunalen Spitzen verbände bestätigt hat. 


Zu § 2 Nr. 3 

Ein wichtiges V(M'k(4irspioblem in den Gemeinden 
ist die Unterbringung des ruhenden Verkehrs. Es 
ist datier selir widitig, in den Gemeinden mit 
20 000 und mehr Einwohnern erneut die Zahl und 
Gesamtfläche der öffentlichen Parkeinrichtungen nach 
derzeitigem Stande festzustellen. Betroffen sind da- 
von nur die rd. 250 größeren und großen Gemein- 
: den. Maßgebend ist die zum 1. Januar 1966 fortge- 
: schriebene Einwohnerzahl. Unter Parkeinrichtun- 
I gen sind nichf nur Parkflächen im Freien zu ver- 
stehen, sondern auch Parkbauten, „öffentlich" im 
I Sinne dieser Bestimnunig sind sowohl die Parkein- 
richtungen der öffentlichen bland als auch diejeni- 
' gen privater Unternehmer, sofern sie der öffentlich- 
; keit zur Verfügung stehen. 

Zu § 3 

Unter § 1 Abs. 2 iallen auch die Privatstraßen, für 
die es keine Träger der Straßenbaulast im öffent- 
lich-rechtlidien Sinne gibt. Deshalb sollen nach § 3 
auch die Unterhaltiingspflichtigen dieser Straßen 
: auskunftspflichtig sein. 
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